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Bauleitplanung der Stadt Hörstel 
 
Neuausweisung von Gewerbeflächen im Stadtteil Dreierwalde 
68. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Hörstel; 
 
Beratungsunterlagen zu den Verfahrensschritten: 
 
A. Verfahrensablauf 
B. Landesplanerische Stellungnahmen – Bezirksregierung Münster 
C. Behandlung der gemäß § 3 Abs. 1 BauGB abgegebenen 

Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
D. Behandlung der gemäß § 4 Abs. 1 BauGB abgegebenen 

Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange 

E. Beschluss über die in den Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs. 1 
und § 3 Abs. 1 BauGB abgegebenen Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit sowie die abgegebenen Stellungnahmen der 
berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

F. Behandlung der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB abgegebenen 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

G. Behandlung der gemäß. § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen 
Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange 

H. Beschluss über die im Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 und  
§ 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen, Aufhebung des 
Feststellungsbeschlusses und Wiederholungsbeschluss der 
öffentlichen Auslegung 
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A. Verfahrensablauf 

 
Das im Stadtteil Dreierwalde ansässige Traditionsunternehmen Strotmann 
(Markengrenze 15) ist mit Erweiterungswünschen auf die Verwaltung 
zugekommen.  
 
Da die Bauaufsicht des Kreises Steinfurt keine Genehmigungsfähigkeit für 
alle erforderlichen Erweiterungen ohne Bauleitplanung in Aussicht stellen 
konnte, ist zur Standortsicherung und der damit verbundenen zwingend 
notwendigen Erweiterung die Änderung des Flächennutzungsplanes 
erforderlich.  
 
In seiner Sitzung vom 08.09.2021 (vgl. Vorlage Nr. 90/2021) hat der Rat 
der Stadt Hörstel beschlossen den Flächennutzungsplan zu ändern (68. 
Änderung), um hier die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Arrondierung des Betriebsgeländes sowie Sicherung des 
Betriebsstandortes im Stadtteil Dreierwalde zu schaffen. Städtebaulicher 
Wille und Ziel ist, hier nicht Vorschub für eine allgemeine 
Gewerbeentwicklung zu leisten, sondern lediglich dem vor Ort ansässigen 
Traditionsunternehmen eine standortbezogene angemessene Erweiterung 
zu ermöglichen. Aus diesem Grunde soll die weiterführende Planung für 
den holzverarbeitenden Betrieb unter unmittelbarer Beteiligung des 
benachbarten Landwirtes über einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
erfolgen.  
Da es sich um eine nachhaltige Erweiterung sowie um eine Sicherung des 
Betriebsstandortes handelt und die Entwicklungsgeschichte des 
Unternehmens mit diesem Standort verbunden ist, hat die 
Regionalplanungsbehörde ihre Zustimmung zur Änderung des 
Flächennutzungsplanes signalisiert. 
 
Im Zuge dieser Änderung ist die Darstellung von „Fläche für die 
Landwirtschaft“ in „gewerbliche Baufläche“ umzuwandeln. Die Fläche 

beträgt insgesamt rund 3,0 ha. Die Verwaltung wurde mit der 
Durchführung des Verfahrens beauftragt.  
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit fand in der Zeit vom 
31.01.2022 bis 11.03.2022 statt. Zeitgleich fand die frühzeitige 
Unterrichtung und Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange statt. Die im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen sind vom 
Rat der Stadt Hörstel zur Kenntnis zu nehmen (siehe Vorlage Nr. 54/2022). 
 
Die öffentliche Auslegung und die Beteiligung der berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange fand in der Zeit vom 30.05.2022 bis 
01.07.2022 statt. Die im Rahmen der Beteiligung eingegangenen 
Stellungnahmen und der Verwaltungsvorschlag zur Behandlung der Inhalt 
der Stellungnahmen gehen aus den Ausführungen der Abwägungstabelle 
unter Buchstabe F und G hervor. 
 
Der am 07.09.2022 gefasste Feststellungsbeschluss wird aufgrund von 
Verfahrensfehler aufgehoben. Aufgrund dessen erfolgt eine Wiederholung 
der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB. 
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B. Beteiligung der Landesplanungsbehörde gem. § 34 
Landesplanungsgesetz 

 

 

Bezirksregierung Münster – Anpassung an die Ziele der Raumordnung 
gem. § 34 LPlG vom 30.11.2021 und 09.03.2022 
 
Die Ausführungen der Bezirksregierung Münster werden zur Kenntnis 
genommen und beachtet, dabei wird die grundsätzliche Vereinbarkeit 
der vorliegenden 68. Änderung des Flächennutzungsplanes mit den 
Zielen der Raumordnung bestätigt. 
 
Die Hinweise des Städtebaudezernates werden zur Kenntnis genommen 
und in der Begründung wie folgt dargelegt: 
 
Städtebauliches Erfordernis (§ 1 Abs.3 BauGB), Vorrang der 
Innenentwicklung (§ 1 Abs.5 BauGB) und Bodenschutz-sparsamer 
Umgang mit Grund und Boden (§ 1a Abs.2 BauGB 
 
Da die kommunale Bauleitplanung ihre Siedlungsentwicklung 
bedarfsgerecht sowie freiraum-/umweltverträglich auszurichten hat und 
dabei die Innenentwicklung Vorrang vor einer Außenentwicklung hat, 
kommt dieser Bauleitplanung eine besondere Bedeutung zu.  
 
Das im Stadtteil Dreierwalde ansässige Traditionsunternehmen Strotmann 
(Markengrenze 15) ist mit Erweiterungswünschen auf die Verwaltung 
zugekommen. Die Bauaufsicht des Kreises Steinfurt konnte keine 
Genehmigungsfähigkeit für alle erforderlichen Erweiterungen ohne 
Bauleitplanung in Aussicht stellen, so dass zur Standortsicherung und der 
damit verbundenen zwingend notwendigen Erweiterung die Änderung des 
Flächennutzungsplanes erforderlich ist. 
 
Die Familie Strotmann ist seit über 250 Jahren als Handwerker an der 
Markengrenze 15 in Dreierwalde ansässig. Für die Standortsicherung der 
Firma Strotmann ist es zwingend erforderlich die innerbetrieblichen 
Abläufe weiter zu optimieren. Um dieses zu erreichen ist die Erweiterung 
der Gewerbeflächen im direkten Anschluss an den Bestandsbetrieb 
zwingend erforderlich. Das städtebauliche Erfordernis ergibt sich aus den 
detaillierten Ausführungen in der voranstehenden Betriebsbeschreibung.  
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Auch die Umsetzung der Planung ist als gesichert anzusehen, da der 
Vorhabenträger Eigentümer der entsprechenden Gewerbeflächen ist. 
 
Für die an dem Standort gewachsene Unternehmensstruktur lässt sich ein 
Standortwechsel (Betriebsverlagerung) wirtschaftlich nicht darstellen und 
wäre im Sinne einer nachhaltigen und zukunftsfähigen Entwicklung des 
Unternehmens nicht zielführend. Zudem ist festzuhalten, dass rd. 
zweidrittel der Belegschaft im Stadtgebiet Hörstel ansässig ist und etliche 
Mitarbeiter sogar ihren Wohnsitz in der Ortschaft Dreierwalde haben, so 
dass sie per Rad ihren Arbeitsplatz erreichen können.  
 
Selbst wenn ein Standortwechsel in Frage käme, könnten von Seiten der 
Stadt Hörstel keine geeigneten Flächen zur Verfügung gestellt werden, so 
dass eine zukunftsorientierte Erweiterung des Unternehmens nur am 
aktuellen Standort umzusetzen ist. Außerdem hätte eine solche 
Betriebsverlagerung voraussichtlich zur Konsequenz, dass eine 
Nachfolgenutzung in die vorhandene Immobilie an der Markengrenze 
einziehen würde. Somit würde eine Rückführung in einen unbebauten 
Außenbereich keinesfalls erreicht werden können. In der 
Gesamtbetrachtung trägt die beabsichtigte Planung deshalb dazu bei, 
vorhandene Wirtschaftskraft und Arbeitsplätze zu erhalten bzw. 
weiterzuentwickeln und zusätzlichen Flächenverbrauch im Außenbereich 
an anderer Stelle zu vermeiden.  
 
Vor dem Hintergrund des schonenden Umgangs mit Grund und Boden wird 
diese Planung ausdrücklich begrüßt, da sich hier im direkten Anschluss an 
eine vorhandene Bebauung die für die Existenzsicherung erforderliche 
Erweiterung vollziehen kann.  
 
In der Bauleitplanung ist die Bodenschutzklausel im Sinne des § 1a (2) 
BauGB in Verbindung mit § 1 ff. Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) 
und § 1 ff. Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) zu beachten. 
Insbesondere sind Bodenversiegelungen zu begrenzen, schädliche 
Bodenveränderungen sind zu vermeiden, Wieder-/Umnutzungen von 
versiegelten, sanierten Flächen genießen Vorrang. Besonders zu schützen   
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sind Böden mit hochwertigen Bodenfunktionen gemäß § 2 (1) BBodSchG. 
Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald 
genutzter Flächen ist besonders zu begründen. Diese Regelung steht im 
inhaltlichen Zusammenhang mit der sogenannten 
Umwidmungssperrklausel des § 1a Absatz 2 Satz 2 BauGB, nach der 
landwirtschaftlich und als Wald genutzte Flächen nur im notwendigen 
Umfang umgenutzt, also vor allem für bauliche Zwecke in Anspruch 
genommen werden sollen. In diesem Zusammenhang kann festgehalten 
werden, dass eine Umwandlung von Wald mit dieser Planung nicht 
einhergeht.  
 
Der Verfahrensbereich zeigt sich als Zusammenschluss einer ehemaligen 
Hofstelle nebst Handwerksbetrieb in unmittelbarer Nachbarschaft zum 
Haupterwerbslandwirt Wilmes. Hof und Handwerksbetrieb sind von jeher 
von der Familie Strotmann geführt bzw. bewirtschaftet worden, dabei ist 
die gewerbliche Nutzung in den zurückliegenden Jahrzehnten in den 
Vordergrund gerückt. Die geplante Erweiterung der Räumlichkeiten gibt 
dem Unternehmen den Platz die vorhandenen Strukturen optimal zu 
nutzen, den Kundenanforderungen gerecht zu werden und das 
Unternehmen somit optimal für die Zukunft auszurichten. Die 
Notwendigkeit für eine Erweiterung am Standort ist vorstehend 
beschrieben und auch unbestritten. Bei den für die Erweiterung 
vorgesehenen Flächen handelt es sich um Eigentumsflächen der Familie 
Strotmann, so dass hier landwirtschaftlichen Betrieben keine 
Flächengrundlagen entzogen werden. 
 
Die Inanspruchnahme der bisher landwirtschaftlich intensiv genutzten 
Fläche nördlich im Anschluss an den vorhandenen Gewerbebetrieb ist 
unvermeidbar und wird auch nur in notwendigem Umfang in Anspruch 
genommen. Durch den unmittelbaren Anbau an die vorhandenen Hallen 
gestaltet sich der Verbrauch von landwirtschaftlichen Flächen so gering 
wie eben möglich. Dieses wird mit Schreiben der Landwirtschaftskammer 
vom 10.03.2022 bestätigt, wonach eine Planung an diesem Standort zur 
Erweiterung des vorhandenen Gewerbebetriebes deutlich   
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außenbereichsschonender als an einem anderen Standort ist, da sie an 
den vorhandenen Gewerbebetrieb anschließt.  
 
Um darüber hinaus den Verbrauch von landwirtschaftlichen Flächen 
dennoch so gering wie möglich zu halten ist beabsichtigt, die sich im 
Rahmen der nachfolgenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanung 
ergebenden externen Ausgleichsmaßnahmen nicht durch Extensivierung 
von landwirtschaftlichen Futterflächen zu realisieren. 
 
Die Entscheidung, dem ansässigen Gewerbetreibenden die für die 
notwendige Betriebserweiterung und damit für die Existenzsicherung 
notwendigen Flächen, vor Ort zur Verfügung zu stellen, schließt 
anderweitige Lösungsmöglichkeiten aus. Somit ist im Sinne der 
gesetzlichen Regelung des § 1 Abs. 3 BauGB für die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung zur Standortsicherung und der damit 
verbundenen zwingend notwendigen Erweiterung die Änderung des 
Flächennutzungsplanes erforderlich. 
 
Da der Flächennutzungsplan die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelbare Gewerbe- und 
Industriegebiete gem. § 8 bzw. 9 Bau NVO sowie zur Zulässigkeit von 
Vorhaben gem. § 35 Abs. 2 BauGB schafft, hat sich der Rat der Stadt 
Hörstel in ganz besonderer Weise mit dieser Planung in sogenannter 
Außenbereichslage auseinandergesetzt, mit dem Ergebnis, dass es 
städtebaulicher Wille und Ziel ist, hier nicht Vorschub für eine allgemeine 
Gewerbeentwicklung zu leisten, sondern lediglich dem vor Ort ansässigen 
Traditionsunternehmen eine standortbezogene angemessene Erweiterung 
zu ermöglichen. Aus diesem Grunde soll die weiterführende Planung für 
den holzverarbeitenden Betrieb unter unmittelbarer Beteiligung des 
angrenzenden Landwirtes über einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
erfolgen.  
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Bezirksregierung Münster – Anpassung an die Ziele der Raumordnung 
gem. § 34 LPlG vom 02.06.2022 
 
Die Vereinbarkeit der vorliegenden 68. Änderung des 
Flächennutzungsplanes mit den Zielen der Raumordnung wird bestätigt. 
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C. Behandlung der Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 

 
Im Rahmen der Öffentlichkeitbeteiligung wurde 1 Stellungnahmen 
abgegeben. 
 
Nachfolgend ist die eingegangene Stellungnahme datenschutzkonform 
abgebildet. Der Stellungnahme ist der Verwaltungsvorschlag 
gegenübergestellt. 
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WLV – Landwirtschaftlicher Kreisverband Steinfurt im Vertretung für den 
Bürger vom 01.03.2022 
 
Die Ausführungen des benachbarten Landwirtes, auch besonders die vom 
Landwirt in Aussicht genommenen Entwicklungen, werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
Der Verfahrensbereich zeigt sich als Zusammenschluss einer ehemaligen 
Hofstelle nebst Handwerksbetrieb in unmittelbarer Nachbarschaft zum 
Haupterwerbslandwirt in einer sogenannten Gemengelage, wo der 
gegenseitigen Rücksichtnahme besonderes Gewicht zukommt. 
 
Städtebaulicher Wille und Ziel ist, hier nicht Vorschub für eine allgemeine 
Gewerbeentwicklung zu leisten, sondern lediglich dem vor Ort ansässigen 
Traditionsunternehmen eine standortbezogene angemessene Erweiterung 
zu ermöglichen. Aus diesem Grunde soll die weiterführende Planung für 
den holzverarbeitenden Betrieb unter unmittelbarer Beteiligung des 
benachbarten Landwirtes über einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
erfolgen, so dass in diesem Zusammenhang die Belange des 
landwirtschaftlichen Zukunftsbetriebes mit den entsprechend notwendigen 
Entwicklungen auch berücksichtigt werden können. Die bestehende 
Gemengelage von Landwirtschaft und Gewerbe/Arbeiten besteht von jeher 
ohne Konflikte. Dennoch erfolgt im Vorgriff auf den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan derzeit eine Rastermessung zur Feststellung der 
vorherrschenden Geruchssituation, um auch für die Zukunft konfliktfreies 
Nebeneinander unter Berücksichtigung der in Aussicht genommenen 
Entwicklungen sicherstellen zu können. 
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D. Behandlung der Stellungnahmen der berührten Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB 

 
Nachfolgend sind die eingegangenen Stellungnahmen aufgelistet, die 
weder Anregungen noch Bedenken bzw. Hinweise enthielten: 
 
Regionalverband Münsterland GmbH – Außenstelle Lüdinghausen vom 
01.02.2022 
 
Deutsche Glasfaser Holding GmbH vom 01.02.2022 
 
Landesbetrieb Wald und Holz NRW vom 02.02.2022 
 
Stadt Emsdetten vom 04.02.2022 
 
Gemeinde Hopsten vom 07.02.2022 
 
Stadt Ibbenbüren vom 10.02.2022 
 
Westnetz GmbH – Regionalzentrum Osnabrück vom 08.02.2022 
 
Landesbetrieb Straßenbau NRW vom 03.02.2022 
 
Wasserversorgungsverband Tecklenburger Land vom 10.03.2022 
 
Handwerkskammer Münster vom 11.03.2022 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
  



Seite 17 von 68 

Nachfolgend sind die eingegangenen Originalstellungnahmen abgebildet. 
Der jeweiligen Stellungnahme wird der Verwaltungsvorschlag 
gegenübergestellt. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH: Best Mobile – Richtfunk-
Trassenauskunft deutschlandweit vom 31.01.2022 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Telekom keine Richtfunktrassen 
im Planbereich betreibt. Die Firma Ericsson Services GmbH ist ebenfalls 
im Verfahren beteiligt worden. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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Stadt Hörstel: Fachbereich III Sicherheit und Ordnung vom 31.01.2022 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen und in der Begründung 
entsprechend ergänzt. Im Rahmen des nachfolgenden 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird ein entsprechender Hinweis in 
die Planung eingestellt. 
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LWL – Archäologie vom 03.02.2022 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass bei Erdarbeiten oder anderen 
Eingriffen in den Boden archäologische Bodendenkmäler sowie bislang 
unbekannte paläontologische Bodendenkmäler in Form von Fossilien aus 
der Oberkreide und dem mittleren Pleistozän angetroffen werden können. 
Die Begründung zur Flächennutzungsplanänderung wird entsprechend der 
Stellungnahme des LWL ergänzt. Die in diesem Zusammenhang 
aufgezeigten Hinweise werden im Rahmen der nachfolgenden 
Vorhabenplanung in die Planzeichnung aufgenommen. 
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Ericsson Services GmbH vom 07.02.2022 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Ericsson Service GmbH 
bezüglich ihres Richtfunks keine Anregungen vorträgt. Die Deutsche 
Telekom Technik GmbH ist ebenfalls im Verfahren beteiligt worden. 
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LWL – Denkmalpflege vom 07.02.2022 
 
Die Hinweise auf die historische Kulturlandschaft und den besonders zu 
schützenden Boden (hier Plaggenesch) werden zur Kenntnis genommen.  
 
Der Umweltbericht wird entsprechend den Anregungen des 
Landschaftsverbandes Westfalen Lippe ergänzt.  
Die bäuerliche Kulturlandschaft entspricht in weiten Teilen den 
Darstellungen auf der preußischen Uraufnahme und gibt Zeugnis für die 
Kulturlandschaft vor dieser Zeit. 
In dieser historischen Karte ist der Name des Traditionsunternehmens 
bereits abgebildet, was davon zeugt, dass dieser Betrieb von jeher auch 
Teil dieser historischen Kulturlandschaft ist. Die Inanspruchnahme von 
Freiflächen nördlich im Anschluss an den vorhandenen Traditionsbetrieb 
ist unvermeidbar und wird auch nur in notwendigem Umfang in Anspruch 
genommen. Durch den unmittelbaren Anbau an die vorhandenen Hallen 
gestaltet sich der Verbrauch von Grund und Boden - hier Plaggenesch- so 
gering wie eben möglich und sichert somit den größtmöglichen Erhalt des 
Landschaftscharakters. Dieses wird mit Schreiben der 
Landwirtschaftskammer vom 10.03.2022 bestätigt, wonach eine Planung 
an diesem Standort zur Erweiterung des vorhandenen Gewerbebetriebes 
deutlich außenbereichsschonender als an einem anderen Standort ist, da 
sie an den vorhandenen Gewerbebetrieb anschließt. Soweit Plaggenesch 
von dieser Planung betroffen ist, kann dieser Boden im Zuge der 
Verwirklichung der Planung weitestgehend gesichert und zum späteren 
Wiedereinbau ordnungsgemäß zwischengelagert werden.  
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Geologischer Dienst NRW vom 10.02.2022 
 
Die Hinweise auf den Umgang mit schutzwürdigen Böden und 
Kompensationsmaßnahmen, werden zur Kenntnis genommen und im 
Rahmen der späteren Detailplanung (vorhabenbezogener Bebauungsplan) 
berücksichtigt.  
 
Soweit im Rahmen nachfolgender Detailplanungen ein Bodengutachten 
erstellt wird, sollte dieses auch Aussagen über den Umfang des 
verlorengehenden Archivbodens (Plaggenesch) beinhalten, so dass diese 
Ergebnisse dann dem Geologischen Dienst NRW, zum Einpflegen in das 
Fachinformationssystem Boden, zugeleitet werden können. 
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EWE Netz GmbH vom 21.02.2022 
 
Die Ausführungen/Hinweise in der Stellungnahme sind allgemeiner Art, 
werden zur Kenntnis genommen und im Zuge der Verwirklichung der 
Planung bzw. im Rahmen der vorhabenbezogenen Planung beachtet. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH vom 22.02.2022 
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien – als sogenannte 
Hausanschlussleitungen. Eine Veränderung dieser bestehenden 
Telekommunikationslinien geht mit dieser Bauleitplanung nicht einher. 
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Telefonica Germany GmbH & Co. OHG vom 24.02.2022 
 
Die Richtfunktrasse, tangiert den Planbereich im Südwesten. Diese 
Richtfunktrasse wird einschließlich eines 30 m beidseitigen Schutzreifens 
in die nachfolgende Vorhabenplanung aufgenommen. Der für eine 
störungsfreie Übertragung freizuhaltende Bereich (Fresnelzone) befindet 
sich in einer Höhe von 53 m bis 83 m über Grund. Im Rahmen der 
nachfolgenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanung werden innerhalb 
der Schutzbereiche (horizontal und vertikal) entsprechende 
Bauhöhenbeschränkungen eingebracht, damit die raumbedeutsame 
Richtfunkstrecke nicht beeinträchtigt wird.  
 
 
 
 
 
 
  



Seite 31 von 68 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  



Seite 32 von 68 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



Seite 33 von 68 

 

WLV – Landwirtschaftlicher Kreisverband Steinfurt vom 08.03.2022 
 
Die Ausführungen des Landwirtschaftlichen Kreisverbandes werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Der Verfahrensbereich zeigt sich als Zusammenschluss einer ehemaligen 
Hofstelle nebst Handwerksbetrieb in unmittelbarer Nachbarschaft zum 
Haupterwerbslandwirt Wilmes in einer sogenannten Gemengelage, wo der 
gegenseitigen Rücksichtnahme besonderes Gewicht zukommt. 
 
Städtebaulicher Wille und Ziel ist, hier nicht Vorschub für eine allgemeine 
Gewerbeentwicklung zu leisten, sondern lediglich dem vor Ort ansässigen 
Traditionsunternehmen eine standortbezogene angemessene Erweiterung 
zu ermöglichen. Aus diesem Grunde soll die weiterführende Planung für 
den holzverarbeitenden Betrieb unter unmittelbarer Beteiligung des 
angrenzenden Landwirtes über einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
erfolgen, so dass in diesem Zusammenhang die Belange des 
landwirtschaftlichen Zukunftsbetriebes mit den entsprechend notwendigen 
Entwicklungen auch berücksichtigt werden können. Die bestehende 
Gemengelage von Landwirtschaft und Gewerbe/Arbeiten besteht von jeher 
ohne Konflikte. Dennoch erfolgt im Vorgriff auf den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan derzeit eine Rastermessung zur Feststellung der 
vorherrschenden Geruchssituation, um auch für die Zukunft konfliktfreies 
Nebeneinander unter Berücksichtigung der in Aussicht genommenen 
Entwicklungen sicherstellen zu können. 
 
Um den Verbrauch von landwirtschaftlichen Flächen so gering wie möglich 
zu halten ist beabsichtigt, die sich im Rahmen der nachfolgenden 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanung ergebenden externen 
Ausgleichsmaßnahmen nicht durch Extensivierung von 
landwirtschaftlichen Futterflächen zu realisieren. Die diesbezüglichen 
vielfältigen Möglichkeiten (z.B.  über die Naturschutzstiftung, Aufwertung 
vorhandener Biotopstrukturen, Kompensationsmaßnahmen an 
Fließgewässern etc.) werden im Rahmen der Detailplanung abgearbeitet. 
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SWTE Netz GmbH & Co. KG vom 28.02.2022 (Eingang: 10.03.2022) 
 
Die Ausführungen/Hinweise in der Stellungnahme sind allgemeiner Art 
und betreffen in der Regel Erschließungsmaßnahmen in neuen 
Baugebieten. Die Planung für die Standortsicherung des vorhandenen 
Betriebes bedingen keine öffentlichen Erschließungsmaßnahmen, so dass 
diese Stellungnahme lediglich zur Kenntnis genommen wird. Eine 
Abwägung ist nicht erforderlich. 
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IHK Nord-Westfalen vom 28.02.2022 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Industrie- und Handelskammer 
die Planung für eine Standortsicherung und die damit verbundene 
Erweiterung ausdrücklich begrüßt. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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Landwirtschaftskammer NRW vom 10.03.2022 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass dem Planvorhaben insofern 
landwirtschaftliche / agrarstrukturelle Bedenken entgegenstehen, da 
landwirtschaftliche Nutzflächen überplant werden. Da sich die Planung 
jedoch an den vorhandenen Gewerbebetrieb anschließt, sieht die 
Landwirtschaftskammer eine Planung an diesem Standort deutlich 
außenbereichsschonender als an einem anderen Standort. Zudem begrüßt 
die Landwirtschaftskammer, dass Ausgleichmaßnahmen durch 
ökologische Aufwertung bereits vorhandener Biotopstrukturen und nicht 
durch einen weiteren Entzug von landwirtschaftlichen Flächen vorgesehen 
sind. 
  
Ziel ist, hier nicht Vorschub für eine allgemeine Gewerbeentwicklung zu 
leisten, sondern lediglich dem vor Ort ansässigen Traditionsunternehmen 
eine standortbezogene angemessene Erweiterung zu ermöglichen. Aus 
diesem Grunde soll die weiterführende Planung für den holzverarbeitenden 
Betrieb unter unmittelbarer Beteiligung des angrenzenden Landwirtes über 
einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan erfolgen.  
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Kreis Steinfurt: Umwelt- und Planungsamt vom 11.03.2022 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens der Unteren 
Naturschutzbehörde keine Bedenken vorgetragen werden, da keine 
verfahrenskritischen Vorkommen planungsrelevanter Arten betroffen sind. 
Eine tiefergehende Betrachtung erfolgt im Rahmen der folgenden 
Detailplanung. 
 
Der Hinweis auf den schutzwürdigen Boden (Plaggenesch) entspricht den 
Ausführungen in der Begründung und dem Umweltbericht. Die 
Inanspruchnahme des schutzwürdigen Bodens (Plaggenesch) und der 
damit verbundene Verlust von Bodenfunktionen wird im Zuge der 
Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung zum nachfolgenden 
vorhabenbezogenen Planung angemessen berücksichtigt. 
 
Der Hinweis auf mögliche schädliche Bodenveränderungen durch den 
Umgang mit Beizen und Lacken wird zur Kenntnis genommen. 
Diesbezüglich hat eine Ortsbegehung mit dem Kreis Steinfurt/Untere 
Abfallwirtschaftsbehörde/Untere Bodenschutzbehörde (Herrn Grönefeld) 
stattgefunden. Anlässlich dieses Termins ist festgestellt worden, dass es 
zweckdienlich ist, im Rahmen der vorhabenbezogenen nachfolgenden 
Bebauungsplanung zwischen vorhandenem Betrieb und Markengrenze 
(Parkplatzfläche für Besucher) eine orientierende Bodenuntersuchung 
durch eine Kleinrammbohrung durchzuführen. Die Begründung zum 
Flächennutzungsplan wird entsprechend aktualisiert.  
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E. Beschluss über die in den Beteiligungsverfahren gemäß § § 4 
Abs. 1 und § 3 Abs. 1 BauGB abgegebenen Stellungnahmen 
der Öffentlichkeit sowie die abgegebenen Stellungnahmen 
der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange 

 
Die im Verfahren gemäß § 4 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 BauGB abgegebenen 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie die abgegebenen 
Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange werden zur Kenntnis genommen und entsprechend 
dem Verwaltungsvorschlag behandelt. 
 
Die Verwaltung wird damit beauftragt die Begründung sowie den Plan auf 
Grundlage der Abwägungen anzupassen und folgend die Durchführung 
der öffentlichen Auslegung des Änderungsentwurfes gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB sowie mit der Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
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F. Behandlung der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB abgegebenen 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung wurde eine Stellungnahme 
abgegeben. 
 
Nachfolgend ist die eingegangene Stellungnahme datenschutzkonform 
abgebildet. Der Stellungnahme ist der Verwaltungsvorschlag 
gegenübergestellt. 
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WLV – Landwirtschaftlicher Kreisverband Steinfurt vom 29.06.2022 in 
Vertretung für den Bürger 
 
Die Stellungnahme vom 29.06.2022 nimmt Bezug auf die Stellungnahme 
vom 01.03.2022 und die hierauf ergangenen Einlassungen. Diese werden 
ausdrücklich begrüßt. Zudem wird zur Kenntnis genommen, wie immens 
wichtig die geplanten baulichen Veränderungen auf dem Mitgliedsbetrieb 
für den weiteren Bestand der Tierhaltung und die Zukunftsfähigkeit des 
Betriebes sind.  
  



Seite 43 von 68 

 

  



Seite 44 von 68 

 
 
 
 

  



Seite 45 von 68 

 

 
  



Seite 46 von 68 

 

 



Seite 47 von 68 

 

  



Seite 48 von 68 

 

  



Seite 49 von 68 

G. Behandlung der gemäß § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen 
Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange 

 
Nachfolgend sind die eingegangenen Stellungnahmen aufgelistet, die 
weder Anregungen noch Bedenken bzw. Hinweise enthielten: 
 
Amprion vom 30.05.2022 
Deutsche Glasfaser Holding GmbH vom 31.05.2022 
Stadt Ibbenbüren vom 01.06.2022 
Landesbetrieb Wald und Holz NRW – Regionalforstamt Münsterland vom 
02.06.2022 
Gemeinde Hopsten vom 07.06.2022 
Stadt Emsdetten vom 09.06.2022 
Landesbetrieb Straßenbau NRW vom 09.06.2022 
Samtgemeinde Spelle vom 31.05.2022 (hier eingegangen am 08.06.2022) 
Westnetz GmbH vom 22.06.2022 
Wasserversorgungsverband Tecklenburger Land vom 23.06.2022 
Landwirtschaftskammer NRW vom 23.06.2022 
IHK Nord-Westfalen vom 24.06.2022 
RVM GmbH vom 30.06.2022 
HWK Münster vom 01.07.2022 
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Nachfolgend sind die eingegangenen Originalstellungnahmen abgebildet. 
Der jeweiligen Stellungnahme wird der Verwaltungsvorschlag 
gegenübergestellt. 
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Ericsson Services GmbH vom 30.05.2022 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Ericsson Service GmbH 
bezüglich ihres Richtfunks keine Anregungen vorträgt. Die Deutsche 
Telekom Technik GmbH ist ebenfalls im Verfahren beteiligt worden. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH: Best Mobile – Richtfunkt-
Trassenauskunft deutschlandweit vom 30.05.2022 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Telekom keine Richtfunktrassen 
im Planbereich betreibt. Die Firma Ericsson Services GmbH ist ebenfalls 
im Verfahren beteiligt worden. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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EWE-Netz GmbH vom 30.05.2022 
 
Die Ausführungen/Hinweise in der Stellungnahme sind gleichlautend mit 
der Stellungnahme aus der frühzeitigen Beteiligung. Sie sind allgemeiner 
Art, werden zur Kenntnis genommen und im Zuge der Verwirklichung der 
Planung bzw. im Rahmen der vorhabenbezogenen Planung beachtet. 
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Stadt Hörstel: Fachbereich III Sicherheit und Ordnung vom 31.05.2022 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen und sind aufgrund der 
vorangegangenen Stellungnahme vom 31.01.2022 bereits in die 
Begründung aufgenommen worden. Im Rahmen des nachfolgenden VEP- 
vorhabenbezogener Bebauungsplan- wird ein entsprechender Hinweis auf 
einen möglichen Fund von Kampfmitteln in die Planung eingestellt. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH vom 14.06.2022 
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien – als sogenannte 
Hausanschlussleitungen. Eine Veränderung dieser bestehenden 
Telekommunikationslinien geht mit dieser Bauleitplanung nicht einher. 
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Telefònica Germany GmbH & Co OHG vom 17.06.2022 
 
Die Richtfunktrasse, tangiert den Planbereich im Südwesten. Diese 
Richtfunktrasse wird einschließlich eines 30 m beidseitigen Schutzreifens 
in die nachfolgende Vorhabenplanung aufgenommen. Der für eine 
störungsfreie Übertragung freizuhaltende Bereich (Fresnelzone) befindet 
sich in einer Höhe von 53 m bis 83 m über Grund. Im Rahmen der 
nachfolgenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanung werden innerhalb 
der Schutzbereiche (horizontal und vertikal) entsprechende 
Bauhöhenbeschränkungen eingebracht, damit die raumbedeutsame 
Richtfunkstrecke nicht beeinträchtigt wird.  
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SWTE Netz GmbH & Co. KG vom 22.06.2022 (Eingang: 28.06.2022) 
 
Die Ausführungen/Hinweise in der Stellungnahme sind allgemeiner Art 
und betreffen in der Regel Erschließungsmaßnahmen in neuen 
Baugebieten. Die Planung für die Standortsicherung des vorhandenen 
Betriebes bedingen keine öffentlichen Erschließungsmaßnahmen, so dass 
diese Stellungnahme lediglich zur Kenntnis genommen wird. Eine 
Abwägung ist nicht erforderlich 
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Kreis Steinfurt: Umwelt- und Planungsamt vom 29.06.2022 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Verdacht auf schädliche 
Bodenveränderungen aufgrund der durchgeführten Untersuchungen sich 
nicht bestätigt hat und die Fläche nunmehr aus bodenschutzrechtlicher 
Sicht uneingeschränkt nutzbar ist.  
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Westfälisch-Lippischer Landwirtschaftsverband e.V. – Kreisverband 
Steinfurt vom 29.06.2022 
 
Die Stellungnahme vom 29.06.2022 nimmt Bezug auf die Stellungnahme 
vom 08.03.2022 und die hierauf ergangenen Einlassungen. Diese werden 
ausdrücklich begrüßt. 
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H. Beschluss über die in den Beteiligungsverfahren § 3 Abs. 2 
und § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen; 
Aufhebung des Feststellungsbeschlusses und 
Wiederholungsbeschluss der öffentlichen Auslegung 

 
Die Stellungnahmen, welche während der frühzeitigen Beteiligung gemäß 
§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB und der öffentlichen Auslegung gemäß 
§§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen sind werden, wie in dem 
Verwaltungsvorschlag dargelegt, unter Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange gegen- und untereinander bewertet und beschlossen. 
 
Der am 07.09.2022 gefasste Feststellungsbeschluss wird aufgrund von 
Verfahrensfehler aufgehoben. 
 
Die Verwaltung wird damit beauftragt die Begründung sowie den Plan auf 
Grundlage der Abwägungen anzupassen und folgend die Wiederholung 
der Durchführung der öffentlichen Auslegung des Änderungsentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 


